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OPFERTHESEN, REVISITED
Österreichs ambivalenter Umgang  

mit der NS-Vergangenheit

Heidemarie Uhl

Im Jahr 1988, zwei Jahre nach Beginn der soge-
nannten Waldheim-Debatte, stellte der deutsche 
Soziologe M. Rainer Lepsius eine gewagte The-
se auf: Bei Österreich handle es sich um einen 
der „Nachfolgestaaten des ‚großdeutschen Rei-
ches‘“ – eine damals skandalöse Zuschreibung, 
die österreichische Staatsräson war ja seit 1945 
darauf ausgerichtet, jeden historischen Zusam-
menhang mit Deutschland in Abrede zu stellen. 
Aber nur die Bundesrepublik, so Lepsius weiter, 
habe als Rechtsnachfolgerin des Deutschen Rei-
ches die Verantwortung für dieses negative his-
torische Erbe übernommen und dieses als „dau-
ernde Mahnung (…) normativ internalisiert“. 
Österreich hingegen sei von der Auffassung ge-
prägt, der Nationalsozialismus gehöre „in die Ge-
schichte Deutschlands, nicht in diejenige Öster-
reichs“. Die NS-Vergangenheit konnte so, analog 
zur Strategie der DDR, „externalisiert“ werden. 
Lepsius’ Fazit: Die Bundesrepublik sei geprägt 
durch die Anerkennung des Nationalsozialismus 
als einer „normativen Instanz in der politischen 
Kultur“. Dies sei „in den beiden anderen Nach-
folgestaaten nicht der Fall“. 01

Was Lepsius analytisch sezierte, wurde noch 
prägnanter in der deutschen und internationa-
len Medienberichterstattung angeprangert. Die 
Debatte um die Kriegsvergangenheit des ehema-
ligen UN-Generalsekretärs Kurt Waldheim im 
Präsidentschaftswahlkampf 1986 brachte Öster-
reichs Umgang mit seiner NS-Vergangenheit in 
die Schlagzeilen, mit desaströsen Auswirkungen 
für das Image des Landes. Die neutrale „Insel der 
Seligen“ zwischen den Frontlinien des Kalten 
Krieges wurde nun zum Land der unbewältig-
ten Vergangenheit. „Österreichs stiller Faschis-
mus“ titelte der „Spiegel“ im April 1986. Alles, 
was bislang das positive Bild der „Alpenrepu-
blik“ ausmachte – von den Lipizzanern bis zur 
Mozartkugel –, erschien nun als Fassade, hinter 

der sich Antisemitismus und Verharmlosung des 
Nationalsozialismus verbargen – eine Folge der 
Lebenslüge vom „ersten Opfer“ des National-
sozialismus. 02

In den folgenden Jahren sollte deutlich wer-
den, dass sich die Grundsatzkonflikte über den 
Ort des Nationalsozialismus im nationalen Ge-
dächtnis nicht auf die Nachfolgestaaten des „Drit-
ten Reiches“ beschränkten. Ende der 1980er Jahre 
brachen in vielen europäischen Staaten Kontro-
versen um die bislang ausgeblendete Beteiligung 
von Teilen der Bevölkerung am NS-Herrschafts-
apparat auf, nach 1989 auch in Ländern des ehe-
maligen „Ostblocks“. Im nun einsetzenden Pro-
zess der Neudefinition des Geschichtsbildes der 
europäischen Nationen 03 stellte sich auch die Fra-
ge des österreichischen Gedächtnisses neu. War 
die Praxis des Verschweigens, Verdrängens und 
Verleugnens ein Sonderfall? 

Der britisch-amerikanische Historiker Tony 
Judt hat in seinem bahnbrechenden Artikel „The 
Past is another Country. Myth and Memory in 
Postwar Europe“ (1992) nach europäischen Ge-
meinsamkeiten im Umgang mit den traumati-
schen Erfahrungen von NS-Terror, Krieg und 
Holocaust gefragt. Seine Analyse zeigt, dass die 
„myths of postwar Europe“ – ungeachtet der 
jeweils unterschiedlichen ereignisgeschichtli-
chen Hintergründe – ein gemeinsames narratives 
Muster aufweisen: Die NS-Zeit wird als eine von 
außen aufgezwungene Fremdherrschaft, das ei-
gene Volk als unschuldiges Opfer eines brutalen 
Okkupationsregimes dargestellt, gegen das sich 
die mutigen Helden des Widerstands aufgelehnt 
haben. Die Darstellung der Nation als Opfer 
und des Widerstands als nationalem Freiheits-
kampf ermöglichte es den europäischen Nach-
kriegsgesellschaften durchgängig, die Frage der 
partiellen Mitwirkung an NS-Verbrechen aus 
der eigenen Geschichte zu „externalisieren“. Für 
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den NS-Terror und insbesondere den Holocaust 
wurde allein Nazi-Deutschland (beziehungs-
weise die Bundesrepublik als Rechtsnachfolge-
rin) verantwortlich gemacht. 04 Bemerkenswert 
ist dabei, dass die Ermordung der jüdischen Be-
völkerung in den Nachkriegsjahrzenten insge-
samt nur eine marginale Rolle spielte. 05 Im euro-
päischen Kontext erschien Österreich nun zwar 
als spezifisches, aber nicht als einziges Fallbei-
spiel für die erfolgreiche Ausblendung des Na-
tionalsozialismus. Wenn selbst Österreich, das 
seit dem „Anschluss“ im März 1938 integraler 
Bestandteil des Deutschen Reiches war, seine 
NS-Vergangenheit negieren konnte, dann hatten 
andere Länder weitaus mehr Anrecht auf einen 
Opferstatus. Tony Judt resümiert: „War Öster-
reich schon schuldlos, so bedurfte offenbar auch 
die besondere Verantwortung anderer Nicht-
Deutscher in anderen Ländern keiner genaueren 
 Überprüfung.“ 06

Das österreichische Gedächtnis, die „spezi-
fisch österreichische Kultur des Erinnerns und 
Vergessens“, 07 lässt sich allerdings nicht auf die 

01 M. Rainer Lepsius, Das Erbe des Nationalsozialismus und 
die politische Kultur der Nachfolgestaaten des „Großdeutschen 
Reiches“, in: Max Haller/Hans-Joachim Hoffmann-Nowotny/Wolf-
gang Zapf (Hrsg.), Kultur und Gesellschaft. Verhandlungen des 24. 
Deutschen Soziologentags, des 11. Österreichischen Soziolo-
gentags und des 8. Kongresses der Schweizerischen Gesellschaft 
für Soziologie in Zürich 1988, Frank furt/M.–New York 1989, 
S. 247–264, hier S. 250 f. Siehe dazu kritisch: Katrin Hammerstein, 
Gemeinsame Vergangenheit – getrennte Erinnerung? Der Natio-
nalsozialismus in Gedächtnisdiskursen und Identitätskonstruktionen 
von Bundesrepublik Deutschland, DDR und Österreich, Göttingen 
2017, S. 9 ff., S. 504.
02 Vgl. www.spiegel.de/spiegel/print/index-1986-16.html.
03 Vgl. dazu den Überblick über die Verdrängungs- und 
Aufarbeitungsgeschichte der europäischen Nationen im Katalog 
der Ausstellung „Mythen der Nationen. 1945 – Arena der 
Erinnerungen“ (Deutsches Historisches Museum Berlin 2004/05). 
Monika Flacke (Hrsg.), Mythen der Nationen. 1945 – Arena der 
Erinnerungen, Mainz 2004.
04 Aber auch in der Nachkriegs-Bundesrepublik stand das „eige-
ne Leid“ – Opfer der Vertreibung und des Bombenkriegs – vielfach 
im Vordergrund. Der Schuldabwehr diente auch die Vorstellung, 
dass nur Hitler und die NS-Führungsspitzen für die Verbrechen 
des Regimes verantwortlich zu machen sind. Vgl. Hammerstein 
(Anm. 1), S. 68 ff.
05 Vgl. Tony Judt, Die Vergangenheit ist ein anderes Land. Politi-
sche Mythen im Nachkriegseuropa, in: Transit. Europäische Revue 

6/1993, S. 87–120.
06 Ebd., S. 91. 
07 Waltraud Kannonier-Finster/Meinrad Ziegler, Einleitung und 
Ausgangspunkte, in: dies. (Hrsg.), Österreichisches Gedächtnis. 
Über Erinnern und Vergessen der NS-Vergangenheit, Wien 1993, 
S. 21–26, hier S. 21.

Opferthese reduzieren. Der Umgang mit der NS-
Zeit war vielmehr durch ein spannungsreiches 
Wechselspiel von Entgegenkommen und Ab-
grenzung gegenüber den ehemaligen Nationalso-
zialist/inn/en bestimmt – mehr als 500 000 Öster-
reicher/innen wurden nach 1945 „entnazifiziert“. 
Die latenten Widersprüche zwischen offiziell-an-
tifaschistischer Opferthese und populistischen 
Gegenerzählungen entluden sich immer wieder 
in Konflikten, aber erst die Waldheim-Debatte 
sollte Österreich nachhaltig mit seiner NS-Ver-
gangenheit  konfrontieren. 

DIE OFFIZIELLE THESE: 
„ERSTES OPFER“ DES 

NATIONALSOZIALISMUS 

Im August 1945 fand am Wiener Schwarzenberg-
platz die Enthüllung des von der so wje tischen Be-
satzungsmacht errichteten Denkmals für die Rote 
Armee statt, die Wien im April 1945 befreit hatte. 
Bei dieser Feier erklärte der damalige Staatssekre-
tär und spätere Bundeskanzler Leopold Figl (Ös-
terreichische Volkspartei, ÖVP): „Sieben Jahre 
schmachtete das österreichische Volk unter dem 
Hitlerbarbarismus. Sieben Jahre wurde das öster-
reichische Volk unterjocht und unterdrückt, kein 
freies Wort der Meinung, kein Bekenntnis zu ei-
ner Idee war möglich, brutaler Terror und Ge-
walt zwangen die Menschen zu blindem Unter-
tanentum.“ 08

Figls Rede ist ein typisches Beispiel für die 
parteienübergreifende „antifaschistische“ Haltung 
der ersten Nachkriegszeit. Die Basis dafür wur-
de in der Proklamation über die Selbstständigkeit 
Österreichs vom 27. April 1945 gelegt; die vielzi-
tierte Formulierung „das erste freie Land, das der 
Hitlerschen Aggression zum Opfer gefallen ist“ 
wurde wörtlich aus der Moskauer Deklaration der 
alliierten Außenminister vom 30. Oktober 1943 
übernommen. 09

Aus heutiger Sicht wird die Moskauer Dekla-
ration unzulässig in den Zeugenstand gerufen, 
denn die mit der Formulierung „erstes Opfer“ 
verbundene Aussicht auf eine Wiederherstellung 
Österreichs diente der psychologischen Kriegs-
führung beziehungsweise dem weitgehend er-

08 Zit. nach Mahnmal unerbittlicher Gerechtigkeit, in: Das Kleine 
Volksblatt, 21. 8. 1945, S. 1 f.
09 Proklamation über die Selbständigkeit Österreichs, Staatsge-
setzblatt für die Republik Österreich, 1/1945, 1. 5. 1945, S. 2.
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folglosen Versuch, einen österreich-patriotischen 
Widerstand zu motivieren. 10 Der Vorwurf, die 
Opferthese sei eine „Geschichtslüge“, 11 greift je-
doch für die erste Nachkriegszeit zu kurz. Zum 
einen eröffnete sich damit in der prekären Lage 
zu Kriegsende die Möglichkeit der Distanzierung 
von NS-Deutschland, die von den Gründungsvä-
tern der Zweiten Republik naturgemäß aufgegrif-
fen wurde. Zum anderen durchdrang die damit 
verbundene anti-nationalsozialistische Überzeu-
gung die politische Symbolik und Rhetorik in al-
len Bereichen des öffentlichen Lebens – der zy-
nische „double-talk“ 12 manifestierte sich erst 
ab 1948. Im neuen Staatswappen, proklamiert 
mit 1. Mai 1945, wurde der aus der Ersten Re-
publik übernommene Adler mit einer gespreng-
ten Eisenkette „zur Erinnerung an die Wieder-
erringung der Unabhängigkeit Österreichs und 
den Wiederaufbau des Staatswesens“ versehen. 13 
Das 1946 von der Bundesregierung herausgege-
bene „Rot-Weiß-Rot-Buch“ präsentierte amtli-
che Belege für den Widerstand und forderte daher 
„Gerechtigkeit für Österreich“. 14 Die Errichtung 
von monumentalen Widerstands-Denkmälern in 
Wien und in den Bundesländern wurde beschlos-
sen – allerdings sollten nur wenige davon reali-
siert werden. Einen Höhepunkt der Auseinan-
dersetzung mit dem Nationalsozialismus bildete 
die offiziöse „Antifaschistische Ausstellung“ mit 
dem Titel „Niemals vergessen!“, 1946 im Wie-
ner Künstlerhaus gezeigt. NS-Terror, Krieg, auch 
die Judenverfolgung wurden eindrucksvoll ange-
prangert, aber zugleich dem deutschen Faschis-
mus beziehungsweise dem preußischen Militaris-
mus zugeschrieben. 15 Dass es sich dabei um eine 

10 Vgl. Robert H. Keyserlingk, Austria in World War II. An Anglo-
American Dilemma, Kingston-Montreal 1988; Günter Bischof, Die 
Instrumentalisierung der Moskauer Erklärung nach dem 2. Welt-
krieg, in: Zeitgeschichte 11/12/993, S. 345–366.
11 Robert Menasse, Das Land ohne Eigenschaften. Essay zur 
österreichischen Identität, Wien 1993, S. 15.
12 Anton Pelinka, Austria: Out of the Shadow of the Past, Boul-
der 1998, S. 190.
13 Staatsgesetzblatt für die Republik Österreich, 2/1945, 
1. 5. 1945, S. 13. 
14 Rot-Weiß-Rot-Buch. Gerechtigkeit für Österreich! Darstellun-
gen, Dokumente und Nachweise zur Vorgeschichte und Geschichte 
der Okkupation Österreichs. Nach amtlichen Quellen. Erster Teil, 
Wien 1946, S. 3. Ein geplanter zweiter Band wurde nicht publiziert.
15 Vgl. Wolfgang Kos, Die Schau mit dem Hammer. Zur Planung, 
Ideologie und Gestaltung der antifaschistischen Ausstellung „Nie-
mals vergessen!“, in: ders. (Hrsg.), Eigenheim Österreich. Zu Politik, 
Kultur und Alltag nach 1945, Wien 1994, S. 7–58.

„unösterreichische“, im Widerspruch zum öster-
reichischen „Volkscharakter“ stehende Ideologie 
handelte, wurde zu einem Grundpfeiler des ös-
terreichischen Nationalbewusstseins. 16 

Die Ausstellung „Niemals vergessen!“ bilde-
te den Höhe-, aber auch den Schlusspunkt der 
Gründungserzählung eines aus dem Geist des 
Antifaschismus wiedererstandenen Österreich. 
Spätestens 1948, mit dem Beginn des Kaltes Krie-
ges und der Reintegration der ehemaligen Natio-
nalsozialist/inn/en, zeichnete sich ein Richtungs-
wechsel ab. Durch das Nationalsozialistengesetz 
1947 erlangten rund 487 000 „Minderbelastete“ 
(etwa 92 Prozent der ehemaligen NSDAP-Mit-
glieder) wieder das Wahlrecht. 17 Die Konkurrenz 
um das beträchtliche Stimmenpotential der „Ehe-
maligen“ wurde ab nun zur Signatur der politi-
schen Kultur in der Zweiten Republik. Umwor-
ben wurde diese Wählerschicht sowohl von den 
beiden Großparteien SPÖ (Sozialdemokratische 
Partei Österreichs) und ÖVP als auch von dem 
1949 als Sammelbecken für ehemalige National-
sozialst/inn/en gegründeten VdU (Verband der 
Unabhängigen), aus dem 1956 die Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ) hervorging. 18 

Die veränderte Situation hatte entscheidende 
Auswirkungen auf die Semantik der Opferthese. 
Die Würdigung des Widerstands, zentrales Ar-
gument zur Untermauerung des in der Moskau-
er Deklaration von Österreich geforderten „eige-
nen Beitrags zu seiner Befreiung“, fand Ende der 
1940er Jahre ein abruptes Ende. Der Widerstand 
stand nun unter Kommunismus-Verdacht, Denk-
mäler waren im antikommunistischen Klima der 
1950er und 1960er Jahre kaum noch realisierbar. 

Vor diesem Hintergrund beriefen sich öster-
reichische Politiker – auch und gerade jene, die in 
der NS-Zeit als Regimegegner inhaftiert waren – 
nur noch in der Selbstdarstellung nach außen auf 
die Opferthese, vor allem als Argument in den 
Verhandlungen um den Staatsvertrag und zur 

16 Vgl. Werner Suppanz, Österreichische Geschichtsbilder. 
Historische Legitimation in Ständestaat und Zweiter Republik, Wien 
1998.
17 Vgl. Winfried R. Garscha, Entnazifizierung und gerichtliche 
Ahndung von NS-Verbrechen, in: Emmerich Tálos et al. (Hrsg.), NS-
Herrschaft in Österreich. Ein Handbuch, Wien 2000, S. 852–883, 
hier S. 859.
18 Vgl. Margit Reiter, Inklusion und Exklusion. Zur politischen 
Formierung ehemaliger NationalsozialistInnen im Verband der 
Unabhängigen (VdU) und in der frühen FPÖ, in: Zeitgeschichte 
3/2017, S. 143–159.
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Abwehr von „Wiedergutmachungs“-Ansprü-
chen jüdischer Organisationen. In Österreich 
selbst reduzierte sie sich zunehmend auf den Mi-
nimalkonsens: dass das Land mit dem National-
sozialismus nichts zu tun gehabt habe. Die öster-
reichische Geschichte endete am 13. März 1938 
mit dem Gesetz über die „Wiedervereinigung 
Österreichs mit dem Deutschen Reich“ und be-
gann wieder am 27. April 1945. Die Jahre dazwi-
schen waren eine Leerstelle, denn sie gehörten 
zur deutschen (Nationalsozialismus) oder zur 
Weltgeschichte (Zweiter Weltkrieg). Der Staat 
Österreich, so die Begründung, war an beiden 
nicht beteiligt.

DIE POPULISTISCHE ANTITHESE:  
OPFER DES KRIEGES GEGEN  

DEN NATIONALSOZIALISMUS 

In dieser Leerstelle konnte sich eine gegenläu-
fige Opfererzählung etablieren, die jahrzehnte-
lang innerhalb Österreichs weitaus wirkmäch-
tiger war als die offizielle Selbstdarstellung als 
„erstes Opfer“. Die populistische Antithese zum 
antifaschistischen Geist von 1945 manifestiert 
sich im „Heldengedenken“ an die Gefallenen. In 
der Unabhängigkeitserklärung waren die öster-
reichischen Wehrmachtssoldaten als Opfer eines 
„sinn- und aussichtslosen Eroberungskrieg[es]“ 
betrauert worden. Wenige Jahre später wurden 
sie als „Helden“ der „Pflichterfüllung“ und der 
„Tapferkeit“ gewürdigt, die die „Heimat“ ge-
gen die „Feinde aus dem Osten“ verteidigt hät-
ten. Ab Beginn der 1950er Jahre wurden Krie-
gerdenkmäler für den Ersten Weltkrieg um die 
Namen der Toten erweitert oder neu errichtet. 
Die Aufmärsche und „Heldengedenkfeiern“ des 
ab 1952 wieder zugelassenen Kameradschafts-
bundes machten deutlich, dass es nicht allein um 
das Totengedenken, sondern auch um die sym-
bolische Rehabilitierung der Wehrmachtssol-
daten ging. Bei der Weihe des 1951 errichteten 
Denkmals im Soldatenfriedhof des Zentralfried-
hofs von Graz, der zweitgrößten Stadt Öster-
reichs, kommentierte die führende regionale 
Tageszeitung: „Es war eines der traurigsten Zei-
chen der Nachkriegszeit, daß die Überlebenden 
das Andenken ihrer Gefallenen auslöschen soll-
ten in selbstzerfleischender Anklage und grau-
samer Selbstbeschuldigung. Wir können uns 
nur freuen, daß diese Zeit überwunden ist und 
daß sich die Heimat durch die Erneuerung und 

Neugestaltung von Kriegerdenkmälern wieder 
zu ihren im härtesten Kampf gefallenen Söhnen 
 bekennt.“ 19

Die Denkmallandschaft ist ein Indikator für 
die Durchdringung der österreichischen Gesell-
schaft mit einem Geschichtsbild, das im Wider-
spruch zur Opferthese steht. Kriegerdenkmäler 
zählen zum „selbstverständlichen“ Inventar je-
der Gemeinde. Das Gefallenengedenken zu Al-
lerheiligen und Allerseelen am 1. und 2. No-
vember, gemeinsam getragen von Kirche und 
Kameradschaftsbund, wurde Bestandteil der 
lokalen Folklore. Die öffentliche Präsenz von 
Gedenkstätten für die Opfer der NS-Gewalt-
herrschaft blieb – außerhalb Wiens – hingegen 
marginal. Das Gedenken an die mehr als 66 000 
jüdischen Österreicher/innen, die der Shoah 
zum Opfer fielen, sollte aber auch in der Bun-
deshauptstadt bis in die 1980er Jahre eine Leer-
stelle bleiben. 20 

Die machtvolle, auf regionaler und lokaler 
Ebene vielfach hegemoniale Gegenthese zur of-
fiziellen Sprachregelung sah die Österreicher/in-
nen somit nicht als Opfer des Nationalsozialis-
mus, sondern als Opfer des Krieges gegen den 
Nationalsozialismus – zivile und militärische 
Opfer der alliierten Armeen, Opfer des Bomben-
krieges, Opfer von Vergewaltigungen durch Rot-
armisten. 

Die gegensätzlichen Sichtweisen brachen fall-
weise in Denkmalkonflikten auf. So weigerte sich 
der niederösterreichische Kameradschaftsbund 
1963 an der Weihe einer Gedenkstätte für Pries-
ter im niederösterreichischen Wallfahrtsort Ma-
ria Langegg teilzunehmen, weil in der Namens-
liste nicht nur Gefallene des Ersten und Zweiten 
Weltkriegs, sondern auch drei im KZ ermordete 
Geistliche angeführt waren. Begründet wurde der 
Boykott folgendermaßen: Die „ehrlichen Solda-
ten, die das Priesterkleid trugen, ihren Eid hielten 
und dafür starben“, sollten nicht „mit den ver-
schiedenen Erscheinungen gegensätzlicher Art“ 
gleichgestellt werden. 21 

19 Dem Andenken der Gefallenen, in: Kleine Zeitung, 5. 6. 1951, 
S. 4. 
20 Vgl. Heidemarie Uhl, From the Periphery to the Center of 
Memory: Holocaust Memorials in Vienna, in: Dapim. Studies on the 
Holocaust 2/2016, S. 221–242.
21 NÖ. Landzeitung, F.37, 12. 9. 1963. Zit. nach Heidemarie Uhl, 
Kriegerdenkmäler, in: Emil Brix/Ernst Bruckmüller/Hannes Stekl 
(Hrsg.), Memoria Austriae I. Menschen – Mythen – Zeiten, Wien 
2004, S. 545–559, hier S. 555.
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Kontrovers war insbesondere die Beurtei-
lung des Kriegsendes – für die offizielle Opfer-
these bedeutete das Jahr 1945 die Befreiung vom 
Nationalsozialismus, für die populistische Ge-
genthese Bomben, Chaos, Not, Zusammenbruch, 
Übergriffe der so wje tischen Besatzungssoldaten 
und den Beginn der zehnjährigen Besatzungszeit. 
Allerdings war dieses Konfliktpotenzial insofern 
entschärft, als „1945“ seit der Unterzeichnung 
des Staatsvertrages mit „1955“ überschrieben 
wurde. Bis in die jüngste Zeit war es eine öster-
reichische Besonderheit, dass die „runden“ Jah-
restage des Kriegsendes in der Geschichtskul-
tur praktisch keine Rolle spielten. Denn in den 
„5er Jahren“ wurde das Jubiläum des Staatsver-
trages begangen, als Re-Inszenierung des eigent-
lichen Gründungsmythos der Zweiten Republik, 
der Erfolgsgeschichte eines kleinen Landes zwi-
schen den Blöcken, das den Großmächten seine 
Freiheit abgetrotzt hatte. Damit unterblieb aber 
auch die Auseinandersetzung mit der Bedeutung 
des Jahres 1945. Eine Meinungsumfrage aus dem 
Jahr 1998 zeigt jedenfalls, dass nicht die Grün-
dung der Zweiten Republik, sondern der 15. Mai 
1955 als eigentlicher Tag der Freiheit gilt. 20 Pro-
zent der Befragten waren „stolz“ auf diesen Tag, 
nur ein Prozent votierte für den 27. April 1945. 22 

VON DER ENTLEGITIMIERUNG 
ZUR REAKTIVIERUNG: 
TRANSFORMATIONEN  

DER OPFERTHESE 

In der Waldheim-Debatte stand die Formulie-
rung vom „ersten Opfer“ als Angelpunkt der 
österreichischen „Lebenslüge“ im Zentrum der 
Kritik. Dem wäre entgegenzuhalten, dass – wie 
gezeigt – die Opferthese keineswegs durch-
gängig den Umgang mit der NS-Vergangenheit 
bestimmte. Insbesondere nach der Wiederer-
langung der vollen Souveränität erschien die 
Berufung auf den Widerstand, die seit Kriegs-
ende zur Erlangung des Staatsvertrags in Tref-
fen geführt worden war, vielfach obsolet. Nach 
1955 mehrten sich zudem deutschnationale 
und „neonazistische“ Manifestationen. Als Fa-
nal für das Wiedererstarken der alten und neu-
en „Unbelehrbaren“ galt die Schillerfeier 1959, 
als Burschenschaften und deutschnationale Or-

22 Vgl. Emil Brix/Ernst Bruckmüller/Hannes Stekl, Das kulturelle Ge-
dächtnis Österreichs. Eine Einführung, in: ebd., S. 9–25, hier S. 14 

ganisationen auf der Wiener Ringstraße einen 
machtvollen Fackelzug veranstalteten. Zu den 
zahlreichen „Naziaktivitäten“ kamen skanda-
löse Freisprüche hochrangiger NS-Funktionä-
re (etwa 1963 im Prozess gegen Franz Murer, 
den „Schlächter von Vilnius“). Wie bedrohlich 
die Tendenzen einer „Renazifizierung“ 23 waren, 
wurde 1965 in der Affäre Borodajkewycz evi-
dent. Taras Borodajkewycz, Professor für Neu-
ere Geschichte an der Wiener Hochschule für 
Welthandel, war durch deutschnationale und 
antisemitische Äußerungen aufgefallen, sein 
provokantes Auftreten in einer vom Fernsehen 
übertragenen Pressekonferenz löste Demonstra-
tionen von Gegnern und Anhängern aus (unter 
anderem wurde dabei „Hoch Auschwitz!“ ge-
rufen), bei denen ein Demonstrant, der ehema-
lige kommunistische Widerstandskämpfer Ernst 
Kirchweger, von einem einschlägig vorbestraf-
ten Rechtsradikalen getötet wurde. 24 Die Chro-
nique scandaleuse setzte sich 1975 fort, mit dem 
Konflikt zwischen Bundeskanzler Bruno Kreis-
ky und Simon Wiesenthal, als dieser den Einsatz 
von FPÖ-Parteiobmann Friedrich Peter in einer 
berüchtigten SS-Einheit aufdeckte. 

Die offizielle Opferthese blieb von diesen 
Skandalen und Konflikten nicht unberührt, viel-
mehr: Sie bezog daraus dynamische Impulse. In 
den medial ausgetragenen Kontroversen über 
das Wiedererstarken von Deutschnationalismus, 
Antisemitismus und NS-nahem Gedankengut 
formierten sich Gegenpositionen, getragen von 
konservativ-katholischen Patriot/inn/en, ehema-
ligen Widerstandkämpfer/inne/n aller politischen 
Richtungen und jungen Historiker/inne/n der 
68er Generation. Die Kritik richtete sich nicht 
auf die Opferthese, sondern auf ihren Bedeu-
tungsverlust in der politischen Kultur, vor allem 
im Hinblick auf die mangelnde Anerkennung des 
Widerstands als Grundlage für das Wiederstehen 
Österreichs 1945. Es zählt zu den Verdiensten der 
in der Kreisky-Ära verstärkt institutionalisierten 
wissenschaftlichen Zeitgeschichte, den vielfach 
geleugneten oder als kommunistisch diffamier-

23 Walter Hacker, Warnung an Österreich, in: ders. (Hrsg.), Neo-
nazismus: Die Vergangenheit bedroht die Zukunft, Wien–Frank-
furt/M.–Zürich 1966, S. 7–14, hier S. 9.
24 Vgl. Gerard Kasemir, Spätes Ende für „wissenschaftlich“ 
vorgetragenen Rassismus. Die Affäre Borodajkewycz, in: Michael 
Gehler/Hubert Sickinger (Hrsg.), Politische Affären und Skandale in 
Österreich. Von Mayerling bis Waldheim, Thaur–Wien–München 
1995, S. 486–501.
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ten „österreichischen Widerstand“ neu im Ge-
schichtsbewusstsein zu verankern und vor allem 
in die Schulbücher zu bringen. Erst durch die his-
torisch-politische Bildungsinitiative der 1970er 
Jahre (unter anderem durch den Grundsatzerlass 
„Politische Bildung“ 1978) wurde die Opferthese 
des Jahres 1945 in ihrem ursprünglichen anti-na-
tionalsozialistischen Geist reaktiviert. Einen wei-
teren kaum zu unterschätzenden Einfluss hatte 
die emotionale Erschütterung durch die Fernseh-
serie „Holocaust“, 1979 kurz nach der Ausstrah-
lung in der Bundesrepublik auch im ORF gesen-
det. Dieser Wissenshorizont war prägend für jene 
Generation, die 1986 den Kampf gegen das Ge-
schichtsbild der Verharmlosung und Verdrän-
gung aufnehmen sollte, das von Kurt Waldheim 
symbolisiert  wurde. 

WALDHEIM-AFFÄRE 1986: DAS 
ZERBRECHEN DES OPFERMYTHOS 

UND DIE EUROPÄISIERUNG 
DES ÖSTERREICHISCHEN 

GEDÄCHTNISSES 

Im Epizentrum der Waldheim-Affäre stand der 
berühmte Satz, mit dem sich der ÖVP-Präsi-
dentschaftskandidat gegen den Vorwurf der Ver-
wicklung in Kriegsverbrechen auf dem Balkan 
rechtfertigte: „Ich habe im Krieg nichts ande-
res getan als Hunderttausende andere Österrei-
cher, nämlich meine Pflicht als Soldat erfüllt“. 25 
Das Ausmaß an Unverständnis und Ablehnung, 
auf das Waldheims Aussage über die „Pflichter-
füllung“ in der Wehrmacht stieß, war durchaus 
erstaunlich. Ein Jahrzehnt zuvor hatte dieses Ar-
gument noch keinen Anstoß erweckt. 1975 hatte 
sich FPÖ-Parteiobmann Friedrich Peter mit den 
Worten „Ich habe lediglich meine Pflicht erfüllt“ 
gegen Simon Wiesenthals Aufdeckung seiner SS-
Vergangenheit verteidigt. Kurt Waldheims Recht-
fertigung, dass er „nach vielen Jahren im Ausland 
nicht wissen habe können, daß sich mittlerwei-
le das geistige Klima in Österreich dahingehend 
verändert habe, daß ein solcher Satz nicht mehr 
selbstverständlich von allen akzeptiert werde“, 26 
kann insofern eine gewisse Schlüssigkeit nicht ab-
gesprochen werden.

25 Kurt Waldheim in einer Wahlbroschüre vom April 1986. Zit. 
nach Neues Österreich (Hrsg.), Pflichterfüllung. Ein Bericht über 
Kurt Waldheim, Wien 1986 (Einband).
26 Menasse (Anm. 11), S. 14 f.

Der Waldheim-Skandal und das zwei Jah-
re danach anlässlich der 50-jährigen Wieder-
kehr des „Anschlusses“ begangene „Gedenkjahr 
1938/88“ brachten für Österreich jene katharti-
sche Grundsatzdebatte um die verdrängte NS-
Vergangenheit 27, die charakteristisch für die eu-
ropäischen „Memory Wars“ 28 im ausgehenden 
20. Jahrhundert ist. Auch das traditionelle Gefal-
lenengedenken wurde nun in neuem Licht gese-
hen: als machtvolles Symbol für die nach wie vor 
ungebrochene Präsenz der „unbewältigten Ver-
gangenheit“ in der regionalen und lokalen Erin-
nerungskultur. Kriegerdenkmäler repräsentierten 
jenen „braunen, unterirdischen Fluß“ (Josef Has-
linger), aus dem sich die gefühlsmäßigen Bindun-
gen an die NS-Zeit speisten. 29 Sie wurden zum 
Indikator für die Verbreitung eines Geschichts-
bewusstseins, das „eindeutig und unversöhnlich“ 
im Widerspruch zur „Philosophie“ der Zweiten 
Republik steht, wie der Politologe Anton Pe-
linka in der ersten Studie zum problematischen 
„Heldengedenken“ an die Wehrmachtssoldaten 
schrieb: „Nichts von der Befreiung Österreichs 
durch die Alliierten und durch den österreichi-
schen Widerstand, nichts von der Besetzung Ös-
terreichs durch Deutschland.“ 30 Die auch in 
österreichischen Städten gezeigte „Wehrmachts-
ausstellung“ sollte wenige Jahre später die Legen-
de von der „sauberen Wehrmacht“ grundsätzlich 
infrage stellen.

In den 1990er Jahren entwickelte sich eine 
„Synchronisierung der Gedächtnislandschaf-
ten“, 31 nicht allein mit der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern analog zur Neuausrich-
tung der europäischen Erinnerungskultur. 1991 
erfolgte die offizielle Distanzierung von der Op-
ferthese. Bundeskanzler Franz Vranitzky be-
kannte sich in seiner Rede vor dem Parlament 
zur „Mitverantwortung für das Leid, das zwar 
nicht Österreich als Staat, wohl aber Bürger die-

27 Vgl. Cornelius Lehnguth, Waldheim und die Folgen. Der par-
teipolitische Umgang mit dem Nationalsozialismus in Österreich, 

Frank furt/M. 2013.
28 Vgl. Dan Stone, Memory Wars in the „New Europe“, in: 
ders. (Hrsg.), The Oxford Handbook of Postwar European History, 
Oxford 2012, S. 715–731.
29 Josef Haslinger, Politik der Gefühle. Ein Essay über Österreich, 
Darmstadt-Neuwied 1987, S. 65.
30 Anton Pelinka, Vorwort, in: Reinhold Gärtner/Sieglinde 
Rosenberger, Kriegerdenkmäler. Vergangenheit in der Gegenwart, 
Innsbruck 1991, S. 7 f.
31 Hammerstein (Anm. 1), S. 458 ff.
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ses Landes über andere Menschen und Völker 
gebracht haben“. 32 

1997 wurde – nach deutschem Vorbild – ein 
Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialis-
mus beschlossen, mit Zustimmung aller Parla-
mentsparteien. Allerdings fiel die Wahl nicht auf 
den 27. Jänner, sondern auf den 5. Mai, den Tag 
der Befreiung des Konzentrationslagers Maut-
hausen – wohl auch um eine Differenz zur Bun-
desrepublik zu markieren. Am 26. Oktober 2000, 
zum Datum des Nationalfeiertags, wurde das 
Holocaust-Denkmal am Wiener Judenplatz ent-
hüllt. Den Medienberichten ist auch eine gewis-
se Genugtuung darüber zu entnehmen, dass Wien 
dieses Projekt vor Berlin realisiert hatte. Regie-
rungsvertreter waren nicht geladen, wegen der 
Regierungsbeteiligung der FPÖ unter Jörg Hai-
der erschien dies unangemessen. 

Im Februar 2000 war Wolfgang Schüssel 
(ÖVP) eine Koalition mit der FPÖ eingegan-
gen. Die erstmalige Regierungsbeteiligung einer 
rechtspopulistischen Partei in einem Land der 
EU galt als Verletzung des europäischen Wer-
tekonsenses und führte zu Protesten in ganz 
Europa. Der Versuch der EU-Mitgliedsstaa-
ten, diesen Tabubruch durch „Sanktionen“ zu 
begegnen, war zwar rasch zum Scheitern ver-
urteilt, führte aber doch dazu, dass sich FPÖ-
Obmann Jörg Haider und der ÖVP-Vorsit-
zende und Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
auf Verlangen von Bundespräsident Thomas 
Klestil in einer Präambel zum Regierungspro-
gramm zu den „grundlegenden Werten der De-
mokratie in Europa“ bekennen mussten. Dazu 
zählte vor allem auch die Selbstverpflichtung 
zur „kritischen Auseinandersetzung mit der 
NS- Vergangenheit“: „Österreich stellt sich sei-
ner Verantwortung aus der (…) Geschichte des 
20. Jahrhunderts und den ungeheuerlichen Ver-
brechen des nationalsozialistischen Regimes 
(…) Die Einmaligkeit und Unvergleichbarkeit 
des Verbrechens des Holocaust sind Mahnung 
zu (…) Wachsamkeit gegen alle Formen von 
Diktatur und Totalitarismus. Die Bundesregie-
rung (…) wird für vorbehaltlose Aufklärung, 
Freilegung der Strukturen des Unrechts und 
Weitergabe dieses Wissens an nachkommen-

32 Zit. nach Gerhard Botz/Gerald Sprengnagel (Hrsg.), Kontro-
versen um Österreichs Zeitgeschichte. Verdrängte Vergangenheit, 
Österreich-Identität, Waldheim und die Historiker, Frank furt/M.–
New York 20082, S. 575 f.

de Generationen als Mahnung für die Zukunft 
 sorgen.“ 33

Es ist wohl kein Zufall, dass der Ton dieses 
Bekenntnisses an die Stockholm Declaration vom 
27. Januar 2000 erinnert, unterzeichnet von mehr 
als zwanzig Staats- und Regierungschefs beim 
Stockholm International Forum on the Holo-
caust, einer der ersten hochrangigen internatio-
nalen Konferenzen des neuen Jahrtausends. Bei 
dieser Konferenz wurde erstmals auf hochrangi-
ger politischer Ebene der Holocaust als singuläres 
historisches Ereignis und Bezugspunkt einer eu-
ropäischen und potenziell globalen Erinnerungs-
kultur gewürdigt. 34 

Angesichts der Orientierung der österreichi-
schen Erinnerungskultur am europäischen be-
ziehungsweise globalen Holocaust-Gedächtnis 35 
ist es bemerkenswert, dass das Jahr 1945 erst spät 
in die Diskussion geriet. Die berühmte Rede des 
deutschen Bundespräsidenten Richard von Weiz-
säcker anlässlich des 40. Jahrestages des Kriegsen-
des hatte in Österreich praktisch keine Resonanz – 
1985 wurde hier traditionell der Staatsvertrag 
gefeiert. „1945“ war aber nach wie vor ein subku-
tanes geschichtspolitisches Minenfeld: Wurde Ös-
terreich besetzt oder befreit? 

Auf die Agenda geriet dieses Datum para-
doxerweise durch die seit 2002 von schlagenden 
Burschenschaften abgehaltene Totenehrung am 
8. Mai in der Krypta des österreichischen Hel-
dendenkmals für die Gefallenen des Ersten und 
Zweiten Weltkriegs im Äußeren Burgtor der 
Wiener Hofburg. Im April 2002 hatten Rechts-
extreme und Burschenschaften auf dem Helden-
platz gegen die Wehrmachtsausstellung demons-
triert, mit Plakaten, auf denen „Großvater wir 
danken dir“ und „Wehrmachtssoldaten – wir ge-
denken Eurer Heldentaten“ zu lesen war. Am 
8. Mai 2002 wurde erstmals eine Totengedenk-
feier für die Wehrmachtssoldaten abgehalten, die 
auf starke öffentliche Kritik stieß. Bis 2012 wie-
derholte sich jährlich das gleiche Schauspiel: Der 
Heldenplatz wurde am 8. Mai weiträumig abge-
sperrt, Gegendemonstrationen der Zugang zum 
Platz verweigert. Die Burschenschaften wurden 

33 Präambel des Regierungsprogramms. Zit. nach www.welt.de/
print- welt/article500574/Die_Praeambel_des_Regierungsprogramms. 
html.
34 Erklärung des Stockholmer Internationalen Forums über den 
Holocaust, www.holocaustremembrance.com/stockholm-declaration.
35 Vgl. Daniel Levy/Natan Sznaider, Erinnerung im globalen 
Zeitalter: Der Holocaust, Frank furt/M. 2007.
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durch ein massives Polizeiaufgebot abgeschirmt 
und konnten den Platz exklusiv für ihre provo-
kante Heldenehrung nutzen. 2012 organisierter 
eine Plattform zivilgesellschaftlicher Initiativen 
ein „Fest der Befreiung“, dem ein Teil des Hel-
denplatzes zugestanden wurde. Seit 2013 wird der 
Tag des Kriegsendes mit einem „Fest der Freude“ 
auf dem ganzen Heldenplatz gefeiert, das Bun-
desheer beteiligt sich daran mit einer Mahnwache 
für die Opfer des National sozialismus. 36 

Der Konflikt um den 8. Mai am Heldenplatz 
mag dazu beigetragen haben, dass 2015 nicht der 
Staatsvertrag, sondern erstmals das Kriegsende im 
Vordergrund stand. Der Festakt zum 70. Jahrestag 
der Gründung der Republik Österreich eröffne-
te den Rahmen für eine Grundsatzerklärung von 
Bundespräsident Heinz Fischer: „Hat es nicht lan-
ge Zeit Streit über die Frage gegeben, ob Öster-
reich 1945 tatsächlich befreit wurde, oder ob es 
nicht eher aus der Unfreiheit in Großdeutschland 
in die Unfreiheit durch die Besatzungsmächte ge-
raten ist? Die klare Antwort lautet wie folgt: Ös-
terreich ist 1945 von einer unmenschlichen verbre-
cherischen Diktatur befreit worden.“ 37 Dass bei 
diesem Staatsakt der deutsche Bundespräsident Jo-
achim Gauck als Ehrengast eine Rede hielt, ist ein 
bemerkenswerter Indikator für die Entkrampfung 
des Verhältnisses zu Deutschland: Die Abgrenzung 
zum „großen Nachbarn“ war ja ein Grundmotiv 
im österreichischen nation building seit 1945.

SCHLUSS

2018 begeht Österreich wieder ein Gedenkjahr – 
100 Jahre Ausrufung der Republik, 70 Jahre „An-
schluss“. Die Rahmenbedingungen haben sich 
durch die Regierungsbeteiligung der FPÖ aber-
mals verändert. Die FPÖ hatte aus ihren histori-
schen Verbindungen zum Lager der „Ehemaligen“ 
nie ein Hehl gemacht, und Jörg Haider hatte sich 

36 Heidemarie Uhl, Von Helden und Opfern, in: Peter Stachel 
(Hrsg.), Mythos Heldenplatz. Hauptplatz und Schauplatz der 
Republik, Wien 2018, S. 174–179.
37 Staatsakt zu „70 Jahre Republiksgründung“: Rede des Bundes-
präsidenten, 27. 4. 2015, www.bundespraesident.at/newsdetail/
artikel/staatsakt.
38 Vgl. Mauthausen Komitee Österreich, Lauter Einzelfälle? Die 
FPÖ und der Rechtsextremismus, Wien 2018.
39 Rede von Michael Köhlmeier, 5. 5. 2018, www.erinnern.at/
bundeslaender/oesterreich/gedenktage/5.-mai-gedenktag-gegen-
gewalt-und-rassismus-im-gedenken-an-die-opfer-des-nationalso-
zialismus/michael-koehlmeiers-gedenkrede-die-dinge-beim-name-
nennen/Rede%20Michael%20Koehlmeier.pdf

auch durch Tabubrüche in Bezug auf Nationalso-
zialismus und Antisemitismus profiliert. Erstaun-
licherweise zählte der Beschluss zur Errichtung 
von zwei bereits länger geplanten Denkmälern – 
eine Mauer mit den Namen der Holocaust-Opfer 
in Wien und das Denkmal für die in Maly Trosten-
ez ermordeten Österreicher/innen – zu den ersten 
Aktivitäten der ÖVP-FPÖ-Regierung. Seit Jah-
resbeginn erregten allerdings immer wieder anti-
semitische „Vorfälle“ in der FPÖ und den ihnen 
nahestehen deutschnationalen Burschenschaf ten 
Aufsehen. 38 Mit Spannung wurden daher die mitt-
lerweile etablierten offiziellen Gedenkanlässe zum 
internationalen Holocaust-Gedenktag am 27. Jän-
ner und zum Gedenktag am 5. Mai erwartet. Fast 
schien es, als wäre das Gedenken an die Opfer des 
Nationalsozialismus bereits glatte Routine, hätte 
nicht der Schriftsteller Michael Köhlmeier mit sei-
ner Rede bei der Gedenkfeier zum 5. Mai für ei-
nen Eklat gesorgt: Er wolle den Opfern des Na-
tionalsozialismus „in die Augen sehen können“ 
– „Diese Menschen höre ich fragen: Was wirst 
du zu jenen sagen, die hier sitzen und einer Par-
tei angehören, von deren Mitgliedern immer wie-
der einige, nahezu im Wochenrhythmus, naziver-
harmlosende oder antisemitische oder rassistische 
Meldungen abgeben (…)?“ 39 

Ob Gedenkfeiern für die Opfer des National-
sozialismus weiterhin eine Reibungsfläche blei-
ben, wird sich in den kommenden Jahren zeigen. 
Am österreichischen Beispiel zeichnet sich jedoch 
ab, dass der moralische Imperativ der Erinnerung 
an den Holocaust – die Verpflichtung zum Kampf 
gegen Rassismus und Antisemitismus – Auflö-
sungserscheinungen zeigt. Das Holocaust-Ge-
denken ist mittlerweile zu einem symbolischen 
Kapital offizieller Geschichtspolitik geworden, 
die Orientierung an den damit verbundenen nor-
mativen Werten ist nicht mehr zwingend notwen-
dig. Das zeigt nicht zuletzt die eindrucksvolle 
Gedenkrede von FPÖ-Parteiobmann und Vize-
kanzler Heinz-Christian Strache bei einer neu eta-
blierten Wiener Gedenkfeier am Tag der Interna-
tionalen Befreiungsfeier in Mauthausen.
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